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Lilliplatz als Blickfang in der Stadtmitte  
Die Pläne für den Umbau ehemaliger Geschäftsräume am Lilliplatz sind schon 
sehr konkret. Doch noch ist die Finanzierung nicht gesichert. 
Von Gabi Hoffmann  

 

So attraktiv könnte der Lilliplatz nach Vorstellungen von Architekt Jens Lönnecker einmal aussehen 

Suhl - Da, wo Fleischer, Bäcker und Friseur ansässig waren, sollen künftig zehn behinderte 
Menschen ein Zuhause mit ambulanter Betreuung haben. Die Pläne dafür, die gewerblichen 
Brachflächen im Erdgeschoss des Gebäudes Lilliplatz 8 bis 10 wieder in Funktion zu bringen, sind 
bereits sehr konkret. Die an diesem geplanten Wohnprojekt beteiligten Partner sind die GeWo als 
Bauherr, die Suhler Werkstätten gGmbH als potenzieller Mieter und der beauftragte Architekt Jens 
Lönnecker von der "Projektscheune" St. Kilian. GeWo-Prokurist Ralf Heymel, Werkstätten-
Geschäftsführerin Evelyn Stöcklein und Architekt stellten gemeinsam das Projekt in der jüngsten 
Sitzung des Sozialausschusses vor. 

Zwei Wohngruppen sollen im Erdgeschoss des Gebäudes Lilliplatz 8 bis 10 Platz finden - mit 
Gemeinschaftsräumen und kleinen Appartements von 16, 17 Quadratmetern Größe. "Rund 400 000 
Euro würde die Umgestaltung kosten. Wenn die Investition gelingen soll, bedarf es des massiven 
Einsatzes von Fördermitteln", sagt der Architekt. Er macht auch darauf aufmerksam, dass der Zugang 
zu Fördermitteln erschwert ist, weil das Wohngebiet Suhl-Mitte, anders als beispielsweise der 
"Schlauchgarten", nicht als Sanierungsgebiet ausgewiesen ist. Dabei lohne es sich, eine lebens- und 
liebenswerte Stadtmitte zu schaffen. Es gebe viele Möglichkeiten zum modellhaften Umbau der 
industriell gefertigten Mehrgeschosser. Auch sei die Zahl der Bewohner seit dem Jahr 1995 - damals 
hätten 5 600 Suhler hier gewohnt - nahezu konstant geblieben. 

Handlungsbedarf 

"Es gibt in Suhl-Mitte einen Modernisierungs- und Sanierungsstau und dringenden Handlungsbedarf. 
Es ist kein Patentrezept für eine Lösung, sondern es sind eine Vielzahl von Lösungen notwendig", 
meint der Architekt. Sein Büro und auch andere Architekten, das hat ein von GeWo und AWG 
"Rennsteig" ausgelobter Ideenwettbewerb gezeigt, sehen in Suhl-Mitte ganz viel 
Entwicklungspotential. Schon ganz viele Dinge würden in Schubladen liegen, zum Beispiel Ideen für 
die Gestaltung interessanter Dachlandschaften. Der Wettbewerb war möglich, weil sich GeWo und 



AWG an einem Bundesprojekt in Sachen energetische Sanierung beteiligten und einen 2. Platz 
errangen. Die 75 000 Euro Preisgeld wurden für den Ideen-Wettbewerb verwendet. 

Erst einmal ist wichtig, das Projekt Umgestaltung Lilliplatz 8 bis 10 umzusetzen. Denn die Suhler 
Werkstätten gGmbH braucht dringend Außenwohnplätze für ihre Mitarbeiter, wie Evelyn Stöcklein in 
der Ausschusssitzung verdeutlicht. 34 der rund 200 Mitarbeiter wohnen derzeit im Wohnheim. Der 
Bedarf an Wohnraum ist aber noch einmal so hoch. Vom Landessozialamt gibt es bereits eine Zusage 
auf neun Außenwohnplätze mit Betreuung, schildert sie die Situation. Sie spricht der GeWo und Jens 
Lönnecker ein Dankeschön aus für die "konstruktive Mitarbeit und Zusammenarbeit". Evelyn Stöcklein 
nennt auch den zeitlichen Anspruch: "Der Bedarf ist sehr dringend. Wichtig ist, ihn 2012 zu decken. 
Wir wollen auch Kräfte, Potenzial und Gelder in Suhl lassen", betont sie. 

Ralf Heymel sieht die "Terminkette arg in Gefahr" und das Projekt "noch nicht in trockenen Tüchern". 
Grund ist das neue Thüringer Wohnraumfördergesetz, das im zweiten Halbjahr 2012 in Kraft treten 
soll. Die GeWo hatte rechtzeitig im vorigen Jahr beim Thüringer Landesverwaltungsamt ein klares 
Finanzierungskonzept vorgelegt, gemeinsam mit den Suhler Werkstätten mehrere Gespräche mit dem 
zuständigen Abteilungsleiter des Amtes geführt und selbst 158 000 Euro fest eingeplant. Der 
Ergänzungsbetrag soll durch das Innenstadtstabilisierungsprogramm aufgebracht werden. Der Antrag 
dafür wurde schon vor Monaten beim Landesverwaltungsamt gestellt. Von dort gibt es jedoch bis jetzt 
kein grünes Licht. 

Gesamtkonzept notwendig 

Wie der Prokurist der GeWo den Ausschuss-Mitgliedern zur Kenntnis gibt, hat das Amt in einem 
Schreiben, das der GeWo letzte Woche zuging, mitgeteilt, dass drei Dinge das Ausreichen von 
Fördermitteln nach dem Innenstadtstabilisierungsprogramm unmöglich machen. Zum einen ist dies die 
Überschneidung der angedachten Projektrealisierung mit dem Inkrafttreten des neuen 
Wohnraumfördergesetzes. Außerdem weist das Amt darauf hin, dass es im Stadtgebiet Suhl-Mitte 
keine planungsrechtlichen Voraussetzungen sieht. Die Gebietskulisse muss ein Sanierungsgebiet, ein 
städtebaulicher Entwicklungsbereich oder ein Kerngebiet sein. Das alles ist aber in Suhl-Mitte nicht 
der Fall. Hauptproblem aber ist, dass das Landesverwaltungsamt fordert, dass nicht nur die Sanierung 
eines Gebäudeteiles erfolgt, sondern dass ein Gesamtkonzept zur Sanierung des betreffenden 
Gebäudes ungesetzt wird. Das aber kann die GeWo nicht parallel zur gegenwärtig laufenden 
Sanierung des Hochhauses Leonhard-Frank-Straße 106 leisten. Eine Umsetzung des Konzeptes wäre 
aus Sicht des Wohnungsunternehmens frühestens für das restliche Gebäude ab 2013 möglich. 

"Dieses Problem muss im Aufsichtsrat der GeWo noch einmal besprochen werden. Diskutiert werden 
muss, ob nicht ein gemeinsamer Vorstoß mit Unterstützung unseres Gesellschafters Stadt Suhl, ein 
gemeinsamer Vorstoß unternommen werden sollte", meint Ralf Heymel. Schließlich ist die 
Neubelebung der leer stehenden Gewerbeflächen auch eine zwingend notwendige 
betriebswirtschaftliche Angelegenheit des Wohnungsunternehmens und sie folgt auch dem 
Stadtentwicklungskonzept, das auf die Stärkung der Innenstadt setzt. 

Ausschuss-Vorsitzende Ina Leukefeld (Die Linke) ist Mitglied im GeWo-Aufsichtsrat. Sie verweist 
darauf, dass ein Entscheid der Stadt zum Sanierungsgebiet Suhl-Mitte aussteht. Bürgermeister Klaus 
Lamprecht regt an, dass der Sozialausschuss diese Problematik aufgreifen und eine entsprechende 
Anfrage an den Stadtrat richten sollte. Sie werde sich sehr intensiv dafür einsetzen, dass das Projekt 
Lilliplatz 8 bis 10 realisiert werden könne, versichert die Stadträtin und Landtagsabgeordnete. 

 


